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Antrag 
der Abgeordneten Dr. Andreas Dressel, Ksenija Bekeris, Gabi Dobusch,  

Thomas Völsch, Dirk Kienscherf, Kazim Abaci, Matthias Albrecht, Peri Arndt, 
Jan Balcke, Ole Thorben Buschhüter, Matthias Czech, Anja Domres, Barbara 

Duden, Jan Ehlers, Gunnar Eisold, Britta Ernst, Jan-Hinrich Fock, Daniel Gritz, 
Andy Grote, Birte Gutzki-Heitmann, Metin Hakverdi, Ulrike Hanneken-Deckert, 

Lars Holster, Hildegard Jürgens, Annkathrin Kammeyer, Gert Kekstadt, Martina 
Koeppen, Anne Krischok, Philipp-Sebastian Kühn, Gerhard Lein, Dr. Melanie 

Leonhard, Uwe Lohmann, Dorothee Martin, Doris Müller, Arno Münster,  
Dr. Christel Oldenburg, Dr. Mathias Petersen, Lars Pochnicht, Jan Quast,  

Erck Rickmers, Thomas Ritzenhoff, Wolfgang Rose, Andrea Rugbarth,  
Dr. Monika Schaal, Dr. Martin Schäfer, Hansjörg Schmidt, Frank Schmitt, Sören 
Schumacher, Jens-Peter Schwieger, Karl Schwinke, Ali Simsek, Sabine Steppat, 
Urs Tabbert, Carola Thimm, Juliane Timmermann, Karin Timmermann, Dr. Sven 
Tode, Carola Veit, Dr. lsabella Vértes-Schütter, Silke Vogt-Deppe, Frank Wiesner  

und Ekkehard Wysocki (SPD) 

der Abgeordneten Jens Kerstan, Anja Hajduk, Antje Möller, Dr. Stefanie von 
Berg, Christiane Blömeke, Phyliss Demirel, Olaf Duge, Katharina Fegebank,  

Christa Goetsch, Dr. Eva Gümbel, Farid Müller, Heidrun Schmitt, Dr. Till Steffen 
und Anjes Tjarks (GAL) 

der Abgeordneten Katja Suding, Dr. Thomas-Sönke Kluth, Anna-Elisabeth von 
Treuenfels, Robert Bläsing, Dr. Kurt Duwe, Carl-Edgar Jarchow, Martina Kaes-

bach, Finn-Ole Ritter und Dr. Wieland Schinnenburg (FDP)  

der Abgeordneten Dora Heyenn, Christiane Schneider, Norbert Hackbusch, 
Kersten Artus, Dr. Joachim Bischoff, Cansu Özdemir, Heike Sudmann  

und Mehmet Yildiz (DIE LINKE)  

Betr.: Wiedereinsetzung eines Untersuchungsausschusses „Elbphilharmo-
nie“ 

Im Jahr 2010 hatten das Ausmaß der Kostensteigerung, die widersprüchlichen Anga-
ben zu Termin- und Kostensicherheit sowie die fragwürdigen Entscheidungen des 
ehemaligen Senats in kritischen Phasen der Realisierung der Elbphilharmonie eine 
intensive Untersuchung und Aufklärung der Hintergründe des Projekts durch einen 
Parlamentarischen Untersuchungsausschuss erfordert. Gegenstand der Untersu-
chung sollten vor allem die Planungen und die Vertragsgestaltung, die Mängel und die 
Fehler, die zu Planungsänderungen, Verzögerungen, Vertragsanpassungen und 
Mehrkosten beigetragen haben, sowie das Verhalten der Stadt im Baukonflikt mit Ge-
neralplaner und Generalunternehmer sein. 

Durch die vorzeitige Beendigung der 19. Wahlperiode konnte der Untersuchungsaus-
schuss seine Arbeit nicht zu Ende bringen. Der vom Untersuchungsausschuss vorge-
legte Sachstandsbericht (Drs. 19/8400) kommt in der Einleitung zu seinem dritten Teil 
(„Bewertung“) vor diesem Hintergrund zum Ergebnis: „Die bisherigen Untersuchungen 
bleiben (...) aufgrund des sehr überschaubaren Zeitraums der Untersuchungstätigkeit 
weit hinter einer umfassenden Aufklärung zurück.“ Mit Drs. 19/8674 hatte die alte Bür-
gerschaft am 9. Februar 2011 der neuen Bürgerschaft mehrheitlich empfohlen, „die 



Drucksache 20/164 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg – 20. Wahlperiode 

Tätigkeit des Parlamentarischen Untersuchungsausschusses Elbphilharmonie mit 
Beginn der nachfolgenden Legislatur fortzusetzen“. Diese Empfehlung wird mit nach-
folgendem Antrag auf Wiedereinsetzung des Untersuchungsausschusses aufgegrif-
fen. Es besteht weiterhin die Notwendigkeit, die oben genannten Fragen zu untersu-
chen – auch um die richtigen Lehren für die Zukunft zu ziehen. 

Die Bürgerschaft möge beschließen: 

„Gemäß Artikel 26 der Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg setzt die Bür-
gerschaft einen Untersuchungsausschuss mit dem Auftrag ein, den Umgang des Se-
nats mit dem Bauprojekt Elbphilharmonie zu untersuchen. Zu untersuchen ist das 
Verhalten der Behörden, Ämter und Stellen der Stadt und der politisch Verantwortli-
chen auf Senatsseite sowie der öffentlichen Unternehmen und Beteiligungen, wie z.B. 
der ReGe Hamburg Projekt-Realisierungsgesellschaft mbH (ReGe) und der Elbphil-
harmonie Hamburg Bau GmbH & Co. KG (Bau KG). Der Untersuchungsausschuss 
soll klären, worin die Ursachen der Kostenentwicklung für die Stadt liegen, ob Parla-
ment und Öffentlichkeit zutreffend informiert wurden, wer für die Kostenentwicklung 
bzw. die Information von Parlament und Öffentlichkeit auf Senatsseite verantwortlich 
ist und welche Maßnahmen oder Vorkehrungen künftig zu treffen sind, um bei großen 
Bauprojekten eine hinreichende und wahrheitsgemäße Entscheidungsgrundlage für 
das Parlament zu schaffen, eine gute Projektsteuerung sicher zu stellen und unver-
hältnismäßige Kostensteigerungen zu Lasten der Stadt zu verhindern. 

Der Untersuchungsausschuss besteht aus 11 Mitgliedern (SPD-Fraktion 6, CDU-Frak-
tion 2, GAL-Fraktion 1, FDP-Fraktion 1, Fraktion DIE LINKE 1). 

Als mögliche Ursachen der Kostenentwicklung sind einschließlich ihrer Darstellung 
gegenüber Parlament und Öffentlichkeit unter anderem zu untersuchen: 

- Eintritt der FHH in die Rechte des Architektenvertrages an Stelle der Projektvor-
gesellschaft Philharmonie Hamburg GbR (PPH), 

- Terminpläne für die Realisierung und ihre wesentlichen Zwischenschritte, 

- Vorgaben für und Entstehung der Machbarkeitsstudie, 

- Vorbereitung, Ausschreibung und Vergabe des Auftrags zum Bau der Elbphilhar-
monie an einen Generalunternehmer, 

- Vorbereitungen, Verhandlungen, Prüfungen und Beratungen im Zusammenhang 
mit der Entstehung der planerischen Grundlage und der Ausgestaltung des Ver-
tragswerkes zur Realisierung·des Projekts Elbphilharmonie, 

- Beteiligung und Verantwortung für die Darstellung des Planungsstandes, des 
Vertragswerks und eines Pauschalfestpreises gegenüber der Bürgerschaft, 

- Zusammenarbeit von ReGe, Bau KG, Senat, Behörden, Generalunternehmer und 
Generalplanern, 

- Personelle Ausstattung der ReGe, der Bau KG und der zuständigen Stellen auf 
Senatsseite einschließlich der Verwaltung, 

- Gründe für die Verlagerung der Zuständigkeit für das Projekt von der Senatskanz-
lei auf die Baubehörde und von dort auf die Kulturbehörde sowie die Folgen die-
ser Änderungen in der Behördenzuständigkeit für das Projekt, 

- Projektsteuerung und Controlling des Projekts durch ReGe, Bau KG und die  
jeweils verantwortlichen Stellen auf Seiten der FHH, 

- Fachliche Zuständigkeiten und Verantwortung für das Projekt auf Seiten des Se-
nats, der Senatskanzlei und in der Verwaltung, 

- Beteiligung des Ersten Bürgermeisters sowie die von ihm direkt oder mittelbar 
veranlassten Maßnahmen und Schritte, 

- Behandlung von Projektänderungsmeldungen, Baubehinderungsanzeigen und 
Bedenkenanmeldungen seitens des Generalunternehmers durch die ReGe, die 
Bau KG, die Senatsseite bzw. die verantwortlichen Stellen auf Seiten der Stadt, 
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- Verhalten und Strategie der ReGe, der Bau KG, der politisch Verantwortlichen auf 
Senatsseite und der zuständigen Stellen auf Seiten der Stadt im Baukonflikt mit 
dem Generalplaner und dem Generalunternehmer, 

- Mehrkosten gegenüber den in Drs. 18/2570 dargestellten Kosten, 

- Vorbereitungen, Verhandlungen, Prüfungen und Beratungen im Zusammenhang 
mit der Entstehung und Ausgestaltung der Nachträge 1 bis 4 einschließlich mögli-
cher Handlungsalternativen für die Stadt und  

- Vereinbarkeit der Nachträge 1 bis 4 mit der Landeshaushaltsordnung, 

- Informationen des Senats an die Bürgerschaft über die Entwicklung der Elbphil-
harmonie  

- Beauftragung, Begutachtung und Kontrolle der Dienstleistung Dritter.“ 
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